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Kaum lässt Corona es zu, starten
Schulen wieder ihre Austauschpro-
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privat und im Beruf versuchen,
Energie zu sparen. Seite 26
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den deutschen Landwirten werden
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Tatjana Marias Wimbledon-Mär-
chen geht mit einem Drei-Satz-Sieg
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Wetter in der Region
Freitag
12 bis 21 Grad
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12 bis 22 Grad

Mittwoch
13 bis 26 Grad

Baustelle statt Büro? Der
„Durchstarter“ zeigt Jobs
in Bewegung. Beilage
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Wind- und wetterfestFür Dachdecker geht es jeden Tag hoch hinaus. 
Seite 6

Überall Azubimangel?So findet man die Lehre zum Traumjob. 
Seite 10

2022

jobstimme.de

Klassenzimmer als Büro Lehrer bereiten Schüler aufs Leben vor.  
Seite 4

Ohne  
festen 

Arbei tsplatz

TV-Bergretter Ferdinand Seebacher
war in Heilbronn und erinnert sich an
seine Zeit am Theater. Seite 23

Rettungsschirm
im Energiesektor

BERLIN Die Bundesregierung hat ein
neues Instrument beschlossen, da-
mit starke Preissprünge auf dem
Gasmarkt an die Kunden weiterge-
ben werden können. Das soll aber
möglichst verhindert werden. Des-
wegen wurden Voraussetzungen ge-
schaffen, damit der Staat angeschla-
gene Energieunternehmen auch
mit staatlichen Hilfen retten kann.

Das Kabinett brachte entspre-
chende Gesetzesänderungen auf
den Weg. Die Beschlüsse gehören
zu einem umfangreichen Maßnah-
menpaket zur Sicherung des Ener-
giemarkts und zum Ausbau des
Ökostroms in Deutschland. Der
Bundestag fasst am Donnerstag
dazu Beschlüsse. dpa Seiten 2, 4

Betreuungskräfte
 fehlen

GÜTERSLOH/STUTTGART Wenige Jah-
re vor der schrittweisen Einführung
des Rechtsanspruchs auf Ganztags-
betreuung in der Grundschule steu-
ert die Bundesrepublik auf einen
massiven Fachkräftemangel hin.

Zwischen dem prognostizierten
Bedarf und dem voraussichtlichen
Angebot an Fachkräften klafft zum
Ende des Jahrzehnts allein in Baden-
Württemberg eine Lücke von mehr
als 12 000 Fachkräften, wenn für je-
des Kind ein Platz mit einer Förde-
rung von 40 Wochenstunden vor-
handen sein soll. Das geht aus dem
„Fachkräfte-Radar für Kita und
Grundschule 2022“ der Bertels-
mann-Stiftung hervor, der am Diens-
tag vorgestellt wurde. dpa Seite 3

Von Uwe Ralf Heer

Meinung

Dauerzustand
Der BaWü-Check, die jüngste Um-
frage baden-württembergischer Ta-
geszeitungen, kommt zu einem nie-
derschmetternden Ergebnis: Nie
war die Stimmung im Land schlech-
ter, und für viele Bürgerinnen und
Bürger im Südwesten ist kein Licht
am Ende des Tunnels in Sicht.

Dieser historische Tiefststand
muss beim Blick auf Zapfsäulen,
Einkaufspreise oder künftige Heiz-
kostenabrechnungen niemanden
verwundern. Die konkreten Folgen
von Putins Krieg in der Ukraine
kommen nach und nach bei vielen
an. Zu Recht vermutet man, dass es
im Herbst noch viel schlimmer kom-
men wird – spätestens wenn Neben-
kosten- und Stromnachzahlungen
ins Haus flattern. Die Zuversicht im
sonst so erfolgreichen Ländle liegt
gar unter dem Bundesdurchschnitt.
Das mag nur auf den ersten Blick
verwundern. Es liegt darin begrün-
det, dass es einem in Baden und
Württemberg immer etwas besser
als anderswo erging. Mit einer so
gravierenden Krise hat man wenig
Erfahrung. Dabei werden wir uns an
härtere Zeiten gewöhnen müssen.
Die neue Realität verlangt ein radi-
kales Zurückschrauben von An-
sprüchen und eine Umstellung des
Lebensstils.

Stets nach der Politik und immer
neuen Rettungspaketen zu rufen,
wird auf Dauer nicht gehen. Zumal
diese zuletzt nicht gerade durch-
schlagenden Erfolg hatten. Die
meisten Bürger wünschen sich zwar
ein dauerhaftes 9-Euro-Ticket – kos-
te es, was es wolle. Doch das ist illu-
sorisch und schlichtweg nicht um-
setzbar. Klarer ist die Forderung
nach Streichungen – bei Großbau-
projekten und bei der Förderung
von Kunst und Sport.

Fakt ist: Die Mehrzahl der Men-
schen muss sich mit weniger begnü-
gen. Und genau darauf wird mit Ein-
schränkungen bei Restaurantbesu-
chen, dem Einkaufen oder dem Rei-
sen reagiert. Was wiederum diesen
leidgeprüften Branchen nach zwei
Jahren Corona die nächsten Tief-
schläge versetzen wird.

@ Ihre Meinung?
uwe.heer@stimme-mediengruppe.de

Der Pessimismus nimmt zu – Sig-
nale der Besserung sind leider

nicht in Sicht, meint unser Autor.

Inflation kommt im Geldbeutel an
BAWÜ-CHECK Untere Einkommensschichten sind stark von steigenden Preisen betroffen – Stimmung ist auf Tiefststand

Von unserem Redakteur
Christian Gleichauf

Z
u den zahlreichen Sorgen
der Baden-Württemberger
rund um die Folgen des
Ukraine-Kriegs, um Wirt-

schaftsentwicklung und Pandemie
kommen nun verstärkt Inflations-
ängste. Vom Optimismus früherer
Jahre ist wenig übrig geblieben. Das
zeigt eine aktuelle Untersuchung im
Auftrag der baden-württembergi-
schen Zeitungsverlage, die im Juni
durchgeführt wurde.

In den 1068 Interviews, die das
Institut für Demoskopie Allensbach
geführt hat, wurde deutlich, dass
nur knapp jeder vierte Baden-Würt-
temberger über 18 Jahre den kom-

menden zwölf
Monaten mit
Hoffnungen ent-
gegensieht – ein
historischer
Tiefststand und
ein Wert, der un-
ter dem Durch-
schnitt im Bun-
desgebiet liegt.
In einer zeit-
gleich durchge-

führten bundesweiten Befragung
waren 28 Prozent der Bevölkerung
noch zuversichtlich gestimmt.

Im Zentrum aller Sorgen stehen
jetzt die Preissteigerungen, die die
Bürger allerdings auch schon im
vergangenen Herbst umgetrieben
haben. Lediglich vier Prozent stufen
sie für sich persönlich als geringfü-
gig ein. Doch auch wenn die Inflati-
on nahezu jeder spürt, sei die per-
sönliche Betroffenheit „ausgeprägt
schichtgebunden“, schreiben die
Meinungsforscher: In den unteren
Einkommensgruppen fühlen sich
82 Prozent von den Preissteigerun-
gen sehr stark oder stark belastet, in
den höheren Einkommensgruppen
56 Prozent.

Sparsamer Als besonders belas-
tend empfindet die Bevölkerung die
Inflation bei den Kosten für Benzin,
Strom, Lebensmittel und Heizen.
Entsprechend versucht ein Großteil
auch, gerade hier sparsamer zu sein

und sich einzuschränken. 51 Pro-
zent haben ihre Restaurantbesuche
reduziert, 48 Prozent schränken
sich beim Kauf von Kleidung ein, 44
Prozent bei Urlaub und Reisen und
43 Prozent beim Kauf von Lebens-
mitteln. Ebenso viele drosseln ihren
Stromverbrauch oder unternehmen
weniger in ihrer Freizeit.

Die Maßnahme der Bundesregie-
rung, die Auswirkungen der Inflati-
on mit dem 9-Euro-Ticket zu dämp-
fen, wird begrüßt. Die Mehrheit der
Baden-Württemberger würde die
Fortführung eines in irgendeiner
Form vergünstigten Tickets über
die bislang geplanten drei Monate
hinaus befürworten. Nur 22 Prozent
wollen es nach den drei Monaten
auslaufen lassen.

Mehrausgaben okay Bundesweite
Umfragen des Allensbacher Insti-
tuts zeigen auch, dass die Bevölke-
rung infolge der Aneinanderrei-
hung von Krisen die finanzielle Lage
des Staates zwar sehr kritisch ein-
schätzt, aber dennoch in vielen Be-
reichen Mehrausgaben fordert.
Vom Land erwartet die Mehrheit
mehr Geld für Gesundheitseinrich-
tungen, Schulen, den Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur, die Ausstat-
tung der Polizei, die Forschungsför-
derung, den Klimaschutz sowie für
öffentliche Einrichtungen. Einspar-
potenziale sieht man am ehesten
noch bei großen Bauvorhaben, bei
kulturellen Einrichtungen sowie der
Sportförderung.

Drängend erscheint vielen das
Thema Bürokratieabbau, der für die
Mehrheit keineswegs abstrakt ist,
sondern auf persönlichen Erfahrun-
gen beruht. Ein Bereich, in dem der-
zeit besonders intensiv über den Ab-
bau staatlicher Vorgaben diskutiert
wird, ist der Ausbau der Infrastruk-
tur für die Energieversorgung. Ab-
striche beim Natur- und Umwelt-
schutz zu machen oder auch die Be-
teiligungsmöglichkeiten der Bürger
einzuschränken, um den Ausbau
von Windkraft und Stromtrassen zu
beschleunigen, befürworten nur 31
Prozent. Um die 40 Prozent halten
dies für keinen guten Weg. Seite 6
Meinung „Dauerzustand“
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Im Krisenmodus

Frage: „Sehen Sie den kommenden 12 Monaten mit Hoffnungen oder Befürchtungen entgegen?“

Mit Hoffnungen

Mit Befürchtungen

Jan. März JuniOkt./Nov.JuliJan.Dez.Nov.Okt.

Mit Skepsis
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Weiterhin nur wenig Zukunftsoptimismus

Die subjektive Belastung durch gestiegene Preise bleibt hoch
Frage: „Wie sehr belasten Sie diese Preissteigerungen?“

Sehr stark

Stark

Weniger
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Oktober/November 2021 Juni 2022

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
HSt-Grafik, Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6164/IV 

BaWü-
Check

Probleme bei Grundsteuer
Steuerzahlerbund fordert längere Frist

STUTTGART/REGION Der Bund der
Steuerzahler fordert, Grundstücks-
eigentümern mehr Zeit für die Er-
klärung zur neuen Grundsteuer ein-
zuräumen. „Die viermonatige Frist
ist zu gering bemessen“, sagt Eike
Möller, Landesvorsitzender des
Bundes der Steuerzahler Baden-
Württemberg.

Nach einem Verfassungsge-
richtsurteil wird die Berechnung
der Steuer umgestellt. Eigentümer
müssen bis Ende Oktober eine soge-
nannte Feststellungserklärung
beim Finanzamt abgeben. Die Frist
läuft seit vergangenen Freitag.
Grundlage dafür sind Bodenricht-
werte, die zum Stichtag 1. Juli aber

nicht vollständig vorlagen. Für die
Region Heilbronn und den Hohelo-
hekreis sind diese Werte verfügbar,
wenn auch noch nicht komplett ins
zentrale Online-Portal übernom-
men. Fachleute in der Region regis-
trieren einen großen Beratungsbe-
darf, Fachvorträge des Eigentümer-
verbands Haus und Grund waren
ausgebucht. Für Steuerzahler dürf-
te sich die Reform unterschiedlich
auswirken. Die meisten Grund-
stückseigentümer werden Experten
zufolge profitieren. Fest stehe aber,
„dass Eigentümer mit größeren
Grundstücken in wertvollen Lagen
eher Verlierer sind“, erwartet der
Steuerzahlerbund. ah Seite 25
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